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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/647 DER KOMMISSION
vom 5. April 2017

mit Sondermaflnahmen zur Stiitzung des Schweinefleischmarktes in Polen in Bezug auf bestimmte
Sauen und sonstige Schweine, die in der Zeit vom 1. August bis zum 30. November 2016
geschlachtet wurden

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013
tiber eine gemeinsame Marktorganisation fur landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 des Rates (), insbesondere auf
Artikel 220 Absatz 1 Buchstabe a,

in Erwidgung nachstehender Griinde:

(1)  Zwischen dem 1. August und dem 30. September 2016 wurde von Polen eine Reihe von Ausbriichen der
Afrikanischen Schweinepest, die dem menschlichen Faktor zugerechnet werden, bestitigt und der Kommission
gemeldet. Die Epidemie war besonders gravierend, weil die Zirkulation des Virus in mehreren Betrieben mit
Hausschweinen in einem relativ groffen geografischen Gebiet bestitigt wurde.

(2)  Polen hat unverziiglich die erforderlichen Tiergesundheitsmafinahmen gemifl der Richtlinie 2002/60/EG des
Rates () eingeleitet, in der die in der Union anzuwendenden Mindestmanahmen zur Bekdmpfung der
Afrikanischen Schweinepest festgelegt sind. Insbesondere trafen die polnischen Behorden Bekdmpfungs-,
Uberwachungs- und Vorbeugungsmafnahmen gemdf dem Durchfiihrungsbeschluss 2014/709/EU  der
Kommission (%), gedndert durch die Durchfithrungsbeschliisse (EU) 2016/1236 (%), (EU) 2016/1372 (}), (EU)
2016/1405 () und (EU) 2016/1900 () der Kommission, und sie grenzten Schutz- und Uberwachungszonen
gemif$ den Durchfihrungsbeschliissen (EU) 2016/1367 () und (EU) 2016/1406 (°) der Kommission ab.

(3)  Um die Ausbreitung der Afrikanischen Schweinepest und weitere Storungen des Handels innerhalb Polens und
mit anderen Lindern zu verhindern, hat Polen auflerdem zusitzliche Priventivmaflnahmen in den betroffenen
Gebieten eingefiihrt. Insbesondere unterliegen die Verbringung und die Beforderung von Schweinen nunmehr
verschirften Uberwachungsmafnahmen und fiir die Vermarktung von Schweinen auf dem Inlandsmarkt gelten
Einschrinkungen, die iiber die Vorschriften des Durchfithrungsbeschlusses 2014/709/EU hinausgehen.

(4)  Durch Anwendung dieser Mafinahmen konnten die polnischen Behorden die weitere Ausbreitung der Seuche
verhindern. Die tiergesundheitlichen Mafinahmen der Union und Polens galten bis zum 18. November 2016 in
allen relevanten Betrieben.

(") ABLL347vom 20.12.2013,S.671.

(*) Richtlinie 2002/60/EG des Rates vom 27. Juni 2002 zur Festlegung von besonderen Vorschriften fiir die Bekimpfung der Afrikanischen
Schweinepest sowie zur Anderung der Richtlinie 92/119/EWG hinsichtlich der Teschener Krankheit und der Afrikanischen
Schweinepest (ABL. L 192 vom 20.7.2002, S. 27).

(*) Durchfithrungsbeschluss 2014/709/EU der Kommission vom 9. Oktober 2014 mit tierseuchenrechtlichen Mafnahmen zur
Bekimpfung der Afrikanischen Schweinepest in bestimmten Mitgliedstaaten und zur Aufhebung des Durchfithrungsbeschlusses
2014/178/EU (ABL. L 295 vom 11.10.2014, S. 63). .

(*) Durchfithrungsbeschluss (EU) 2016/1236 der Kommission vom 27. Juli 2016 zur Anderung des Anhangs des Durchfithrungsbe-
schlusses 2014/709/EU mit tierseuchenrechtlichen Mafnahmen zur Bekdmpfung der Afrikanischen Schweinepest in bestimmten
Mitgliedstaaten hinsichtlich der Eintrége fiir Estland, Lettland, Litauen und Polen (ABL. L 202 vom 28.7.2016, S. 45).

() Durchfithrungsbeschluss (EU) 2016/1372 der Kommission vom 10. August 2016 zur Anderung des Anhangs des Durchfithrungsbe-
schlusses 2014/709/EU mit tierseuchenrechtlichen Mafnahmen zur Bekdmpfung der Afrikanischen Schweinepest in bestimmten
Mitgliedstaaten hinsichtlich der Eintrage fiir Lettland und Polen (ABI. L 217 vom 12.8.2016, S. 38).

(°) Durchfithrungsbeschluss (EU) 2016/1405 der Kommission vom 22. August 2016 zur Anderung des Anhangs des Durchfiihrungsbe-
schlusses 2014/709/EU mit tierseuchenrechtlichen Maffnahmen zur Bekimpfung der Afrikanischen Schweinepest in bestimmten
Mitgliedstaaten (ABL. L 228 vom 23.8.2016, S. 33). .

() Durchfithrungsbeschluss (EU) 2016/1900 der Kommission vom 26. Oktober 2016 zur Anderung des Anhangs des Durchfithrungsbe-
schlusses 2014/709/EU mit tierseuchenrechtlichen Mafnahmen zur Bekdmpfung der Afrikanischen Schweinepest in bestimmten
Mitgliedstaaten hinsichtlich der Eintrdge fiir Estland, Lettland und Polen (ABI. L 293 vom 28.10.2016, S. 46).

(®) Durchfithrungsbeschluss (EU) 2016/1367 der Kommission vom 10. August 2016 betreffend bestimmte Maffnahmen zum Schutz vor
der Afrikanischen Schweinepest in Polen (ABL. L 216 vom 11.8.2016, S. 26).

(°) Durchfithrungsbeschluss (EU) 2016/1406 der Kommission vom 22. August 2016 betreffend bestimmte Maffnahmen zum Schutz vor
der Afrikanischen Schweinepest in Polen und zur Aufhebung des Durchfithrungsbeschlusses (EU) 2016/1367 (ABL L 228 vom
23.8.2016, S. 46).
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(5)  Polen teilte der Kommission mit, dass diese Mafinahmen eine sehr grofle Zahl von Schweinehaltungsbetrieben
betrafen und diesen Einkommenseinbuffen entstanden, die nicht fiir eine Finanzhilfe der Union gemif§ der
Verordnung (EU) Nr. 652/2014 des Europdischen Parlaments und des Rates (!) in Betracht kamen. Am
4. November 2016 erhielt die Kommission von Polen einen formlichen Antrag auf Beteiligung an der
Finanzierung bestimmter auflergewohnlicher Stiitzungsmafnahmen gemafl Artikel 220 Absatz 3 der Verordnung
(EU) Nr. 1308/2013.

(6)  Die Beihilfe fur in den betroffenen Gebieten aufgezogene Schweine sollte nur fir Tiere gewdhrt werden, die
geschlachtet wurden. Der Beihilfebetrag fiir die geschlachteten Tiere sollte als Betrag je Kilogramm fiir eine
begrenzte Anzahl von Tieren angegeben werden. Der Beihilfebetrag sollte unter Beriicksichtigung der von Polen
erhobenen Preise sowie der Informationen aus Rechnungen iiber die tatsichlich an die Erzeuger gezahlten Preise
aus den Gebieten, die den tierseuchenrechtlichen Mafinahmen unterliegen, festgesetzt werden.

(7)  In Anbetracht der von Polen vorgelegten Informationen sollte die Hochstzahl der Tiere, die fiir eine Finanzierung
infrage kommen, anhand der aus diesem Mitgliedstaat eingehenden Antrige festgesetzt werden.

(8)  Um die Gefahr einer Doppelfinanzierung zu vermeiden, sollten die Verluste nicht durch staatliche Beihilfen oder
Versicherungen ausgeglichen worden sein, und die Beihilfe sollte auf beihilfefihige Tiere beschrinkt sein, fiir die
kein finanzieller Beitrag der Union gemif$ der Verordnung (EU) Nr. 652/2014 gewihrt wurde.

(9)  Die zustindigen polnischen Behorden sollten alle notwendigen Mafinahmen treffen und alle erforderlichen
Kontrollen durchfihren und die Kommission hieriiber unterrichten. Diese Kontrollen sollten insbesondere
Vorabpriifungen der Beihilfefdhigkeit und der Vorschriftsmafigkeit der Beihilfeantrige umfassen.

(10) Umfang und Dauer der in dieser Verordnung vorgesehenen Sondermafinahmen sollten auf das fiir die Stiitzung
des Marktes unbedingt Notwendige begrenzt sein. Insbesondere sollten die Sondermafinahmen zur Stiitzung des
Marktes nur fiir die Erzeugung von Schweinen in Betrieben in den regulierten Gebieten gelten, die den
tierseuchenrechtlichen Manahmen des Unionsrechts und des polnischen Rechts in Bezug auf die Ausbriiche der
Afrikanischen Schweinepest in der Zeit vom 1. August bis zum 18. November 2016 unterliegen.

(11) Die Beschrinkungen der Verbringung und der Beforderung von Schweinen galten in den betreffenden Gebieten
mehrere Wochen lang, was zu Marktstorungen, erheblichen Preiseinbriichen und Verlusten fiir die Erzeuger sowie
zu einer erheblichen Gewichtszunahme bei den Tieren gefithrt hat, sodass sich unter dem Gesichtspunkt des
Tierschutzes eine untragbare Situation ergeben hat. Daher sollten die in dieser Verordnung vorgesehenen
Mafinahmen fir die Tiere gelten, die in der Zeit vom 1. August bis zum 30. November an einen Schlachthof
geliefert wurden.

(12) Im Interesse einer wirtschaftlichen Haushaltsfithrung bei diesen aufergewohnlichen Marktstiitzungsmaffnahmen
sowie einer fristgerechten Auszahlung an die Erzeuger sollte Artikel 5 Absatz 2 der Delegierten Verordnung (EU)
Nr. 907/2014 der Kommission (%) keine Anwendung finden und Zahlungen, die Polen nach dem 30. September
2017 an die Begiinstigten leistet, sollten fiir eine Beteiligung der Union nicht in Betracht kommen.

(13) Damit die Union ihre Finanzkontrollen vornehmen kann, sollten die polnischen Behorden der Kommission den
Rechnungsabschluss der Zahlungen iibermitteln.

(14) Da die infolge des Ausbruchs der Afrikanischen Schweinepest eingefiihrten Beschrinkungen in den betroffenen
Gebieten zu verschiedenen Zeitpunkten in Kraft getreten sind und in der vorliegenden Verordnung fir die
Einreichung von Beihilfeantrdgen keine Frist gesetzt ist, sollte als Datum des Inkrafttretens dieser Verordnung das
Datum gemif8 Artikel 29 Absatz 4 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 907/2014 angesehen werden.

(15) Damit die sofortige Durchfithrung dieser Mafinahmen durch Polen gewihrleistet ist, sollte diese Verordnung am
dritten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft treten.

() Verordnung (EU) Nr. 652/2014 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 mit Bestimmungen fiir die Verwaltung
der Ausgaben in den Bereichen Lebensmittelkette, Tiergesundheit und Tierschutz sowie Pflanzengesundheit und Pflanzenvermehrungs-
material, zur Anderung der Richtlinien des Rates 98/56/EG, 2000/29/EG und 2008/90/EG, der Verordnungen (EG) Nr. 178/2002, (EG)
Nr. 882/2004 und (EG) Nr. 396/2005 des Europdischen Parlaments und des Rates, der Richtlinie 2009/128/EG des Europiischen
Parlaments und des Rates sowie der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates und zur Authebung der
Entscheidungen des Rates 66/399/EWG, 76/894/EWG und 2009/470/EG (ABI.L 189 vom 27.6.2014, S. 1).

Delegierte Verordnung (EU) Nr. 907/2014 der Kommission vom 11. Marz 2014 zur Ergdnzung der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des
Europdischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die Zahlstellen und anderen Einrichtungen, die finanzielle Verwaltung, den
Rechnungsabschluss, Sicherheiten und die Verwendung des Euro (ABL. L 255 vom 28.8.2014, S. 18).

—
>
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(16) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Mafinahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses fiir die
gemeinsame Organisation der Agrarmirkte —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(I)  Polen wird ermichtigt, eine Beihilfe an Erzeuger im Schweinefleischsektor zu gewidhren, deren Betriebe
tierseuchenrechtlichen Mafnahmen zur Bekdmpfung der Afrikanischen Schweinepest unterlagen, und deren Betriebe sich
in denjenigen Gebieten Polens befinden, auf die in den im Anhang aufgelisteten Rechtsvorschriften der Union bzw.
Polens Bezug genommen wird. Die Beihilfe wird nur fir die Schlachtung der folgenden Tiere gewihrt:

a) Sauen des KN-Codes 0103 92 11;
b) sonstige Schweine des KN-Codes 0103 92 19.
(2)  Die Beihilfe gemaff Absatz 1 wird nur gewédhrt, wenn folgende Bedingungen erfiillt sind:

a) Die Tiere wurden in den Gebieten Polens gemifs Absatz 1 aufgezogen und fiir sie galten irgendwann zwischen dem
1. August 2016 und dem 18. November 2016 Vermarktungsbeschrinkungen aufgrund der Afrikanischen
Schweinepest;

b) die Tiere befanden sich in einem der Gebiete gemifs Absatz 1 an dem Tag, an dem fiir das betreffende Gebiet
Beschrinkungen eingefithrt wurden, oder sie wurden nach jenem Datum im betreffenden Gebiet geboren und
aufgezogen;

c) die Tiere wurden zwischen dem 1. August 2016 und dem 30. November 2016 geschlachtet;
d) der Erzeuger, der die Beihilfe beantragt (im Folgenden der ,Antragsteller), kommt fiir dieselben Tiere nicht in den

Genuss von staatlichen Beihilfen, Versicherungsleistungen oder aus dem Unionsbeitrag gemdfl der Verordnung (EU)
Nr. 652/2014 finanzierten Finanzhilfen.

Artikel 2

(1)  Fur die Sauen gemidfl Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a betrigt die Beihilfe 0,34 EUR je Kilogramm Schlachtkor-
pergewicht.

(2)  Fir sonstige Schweine gemafs Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b ergibt sich der Beihilfebetrag je Kilogramm aus der
Preisdifferenz zwischen dem Preis, den Polen fiir das Gebiet, in dem sich der Betrieb des Erzeugers befindet, fiir die
Woche, in der die Schweine an einen Schlachthof geliefert wurden, gemeldet hat, und dem Preis, der tatsichlich, wie
durch eine Rechnung nachzuweisen ist, an den Erzeuger gezahlt wurde. Die Beihilfe je Kilogramm darf die folgenden
Betrige nicht iibersteigen:

a) 0,23 EUR je Kilogramm fiir Schweine mit einem Schlachtkorpergewicht von hochstens 93 kg;
b) 0,34 EUR je Kilogramm fiir Schweine mit einem Schlachtkorpergewicht von mehr als 93 kg, aber hochstens 105 kg;

¢) 0,46 EUR je Kilogramm fiir Schweine mit einem Schlachtkorpergewicht von mehr als 105 kg.

Artikel 3

(1)  Polen trifft alle erforderlichen Maffnahmen, einschlieflich umfassender Verwaltungs- und Vor-Ort-Kontrollen
gemdfd den Artikeln 58 und 59 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates ('), um
die Einhaltung der Bestimmungen der vorliegenden Verordnung sicherzustellen. Polen priift insbesondere Folgendes:

a) die Forderfahigkeit des Antragstellers;

b) bei jedem forderfihigen Antragsteller: die Menge und die Preisdifferenz gemafd Artikel 2 Absatz 2;

() Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 iiber die Finanzierung, die
Verwaltung und das Kontrollsystem der Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 352/78, (EG)
Nr. 165/94, (EG) Nr. 2799/98, (EG) Nr. 814/2000, (EG) Nr. 1290/2005 und (EG) Nr. 4852008 des Rates (ABL L 347 vom 20.12.2013,
S. 549).
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) dass die forderfihigen Antragsteller nicht aus anderen Quellen eine Entschidigung fir Verluste aufgrund der
Schlachtung von Tieren erhalten haben;

d) dass die Tiere, fur die eine Beihilfe gewdhrt wird, mit den Bedingungen hinsichtlich der Beschrinkungen im Einklang
stehen, die fiir die Gebiete gemafl Artikel 1 Absatz 1 gelten.

(2) Die Beihilfe kann an forderfihige Antragsteller, bei denen die Verwaltungskontrollen abgeschlossen sind,
ausgezahlt werden, ohne dass die Durchfithrung aller Kontrollen, insbesondere bei den fiir Vor-Ort-Kontrollen
ausgewihlten Antragstellern, abgewartet werden muss.

(3)  Wird die Beihilfefihigkeit eines Antragstellers nicht bestitigt, so ist die Beihilfe wiedereinzuziehen und sind
Sanktionen zu verhdngen.
Artikel 4

(1) Die Ausgaben kommen nur dann fiir eine finanzielle Beteiligung der Union in Betracht, wenn Polen sie bis
spitestens 30. September 2017 an die Begiinstigten ausgezahlt hat.

(2)  Artikel 5 Absatz 2 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 907/2014 findet keine Anwendung.

Artikel 5

Die Union iibernimmt die Kofinanzierung eines Betrags, der 50 % der Ausgaben Polens fiir die Beihilfe gemaf§ Artikel 1
entspricht, wobei die Beihilfe fiir hochstens 50 000 Tiere gewihrt werden darf.

Artikel 6

(1)  Polen unterrichtet die Kommission spatestens zehn Tage nach Inkrafttreten dieser Verordnung iiber die gemafd
Artikel 3 durchgefithrten Mafinahmen.

(2)  Polen ubermittelt der Kommission bis spitestens 30. Oktober 2017 einen ausfithrlichen Bericht iiber die
Umsetzung dieser Verordnung mit Angaben zur Durchfithrung der MafSnahmen und Kontrollen gemafs Artikel 3.

(3)  Polen ubermittelt der Kommission den Rechnungsabschluss der Zahlungen.

Artikel 7

Fir die Zwecke von Artikel 29 Absatz 4 der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 907/2014 ist der mafigebliche Tatbestand
fir den Wechselkurs in Bezug auf die Betridge gemif$ Artikel 2 das Inkrafttreten dieser Verordnung.

Artikel 8

Die Beihilfe gemidfl Artikel 1 gilt als auflergewohnliche Marktstiitzungsmaffnahme im Sinne des Artikels 4 Absatz 1
Buchstabe a der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013.

Artikel 9

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Briissel, den 5. April 2017

Fiir die Kommission
Der Prisident
Jean-Claude JUNCKER
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ANHANG

Gebiete Polens gemifd Artikel 1

Gebiete Polens, die in den folgenden Rechtsvorschriften der Union bzw. Polens definiert sind:
a) Rechtsvorschriften der Union:

— Durchfithrungsbeschluss (EU) 2016/1367 der Kommission vom 10. August 2016 betreffend bestimmte
Mafnahmen zum Schutz vor der Afrikanischen Schweinepest in Polen (ABL L 216 vom 11.8.2016, S. 26);

— Durchfithrungsbeschluss (EU) 2016/1406 der Kommission vom 22. August 2016 betreffend bestimmte
Mafnahmen zum Schutz vor der Afrikanischen Schweinepest in Polen und zur Authebung des Durchfithrungsbe-
schlusses (EU) 2016/1367 (ABI. L 228 vom 23.8.2016, S. 46);

— Teil I des Anhangs des Durchfithrungsbeschlusses 2014/709/EU der Kommission vom 9. Oktober 2014 mit
tierseuchenrechtlichen Mafinahmen zur Bekdmpfung der Afrikanischen Schweinepest in bestimmten
Mitgliedstaaten und zur Aufhebung des Durchfithrungsbeschlusses 2014/178/EU (ABL L 295 vom 11.10.2014,
S. 63), gedndert durch die Durchfithrungsbeschliisse (EU) 2016/1236, (EU) 2016/1372, (EU) 2016/1405 und
(EU) 2016/1900.

b) Polnische Rechtsvorschriften

— Rozporzadzenie nr 3/2016 Powiatowego Lekarza Weterynarii w Hajnéwce z dnia 24 czerwca 2016 r. w sprawie
zwalczania afrykanskiego pomoru $§wifi na terenie powiatu hajnowskiego (Dz. Urz. Woj. Podlaskiego z 2016 r.,
poz. 2668, z pdzn. zm.);

— Rozporzadzenie nr 1/2016 Wojewody Podlaskiego z dnia 2 sierpnia 2016 r. w sprawie zwalczania afrykanskiego
pomoru $§wifl na terenie powiatow: wysokomazowieckiego i zambrowskiego (Dz. Urz. Woj. Podlaskiego z 2016
r., poz. 3218);

— Rozporzadzenie nr 2/2016 Wojewody Podlaskiego z dnia 5 sierpnia 2016 r. w sprawie zwalczania afrykanskiego
pomoru $§wifl na terenie powiatow: wysokomazowieckiego i zambrowskiego (Dz. Urz. Woj. Podlaskiego z 2016
r., poz. 3253);

— Rozporzadzenie nr 1/2016 Powiatowego Lekarza Weterynarii w Siemiatyczach z dnia 9 sierpnia 2016 r.
w sprawie zwalczania afrykaniskiego pomoru $win na terenie powiatu siemiatyckiego (Dz. Urz. Woj. Podlaskiego
z 2016 r,, poz. 3276);

— Rozporzadzenie nr 3/2016 Wojewody Podlaskiego z dnia 10 sierpnia 2016 r. w sprawie zwalczania
afrykafiskiego pomoru $wifn na terenie powiatéw: bialostockiego i wysokomazowieckiego (Dz. Urz. Woj.
Podlaskiego z 2016 r., poz.3282, z pdéZn. zm.);

— Rozporzadzenie nr 5/2016 Wojewody Podlaskiego z dnia 12 sierpnia 2016 r. w sprawie zwalczania
afrykanskiego pomoru §win na terenie powiatéw: zambrowskiego i tomzyfiskiego (Dz. Urz. Woj. Podlaskiego
z 2016 r., poz. 3300);

— Rozporzadzenie nr 6/2016 Wojewody Podlaskiego z dnia 12 sierpnia 2016 r. w sprawie zwalczania
afrykafiskiego pomoru $win na terenie powiatéw: wysokomazowieckiego i zambrowskiego (Dz. Urz. Woj.
Podlaskiego z 2016 r., poz. 3301);

— Rozporzadzenie nr 7/2016 Wojewody Podlaskiego z dnia 12 sierpnia 2016 r. w sprawie zwalczania
afrykafiskiego pomoru $win na terenie powiatéw: wysokomazowieckiego i bialostockiego (Dz. Urz. Woj.
Podlaskiego z 2016 r., poz. 3302);

— Rozporzadzenie nr 1/2016 Powiatowego Lekarza Weterynarii w Bielsku Podlaskim z dnia 16 sierpnia 2016 r.
w sprawie zwalczania afrykanskiego pomoru $win na terenie powiatu bielskiego (Dz. Urz. Woj. Podlaskiego
z 2016 r., poz. 3308, z pézn. zm.);

— Rozporzadzenie Wojewody Podlaskiego nr 9/2016 z dnia 24 sierpnia 2016 r. w sprawie zwalczania
afrykafiskiego pomoru $win na terenie powiatéw: siemiatyckiego i hajnowskiego (Dz. Urz. Woj. Podlaskiego
z 2016 r., poz. 3363);

— Rozporzadzenie Wojewody Podlaskiego nr 10/2016 z dnia 26 sierpnia 2016 r. w sprawie zwalczania
afrykafiskiego pomoru $win na terenie powiatéw: siemiatyckiego i hajnowskiego (Dz. Urz. Woj. Podlaskiego
z 2016 r., poz. 3375);
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— Rozporzadzenie Wojewody Podlaskiego nr 11/2016 z dnia 26 sierpnia 2016 r. w sprawie zwalczania
afrykafiskiego pomoru $win na terenie powiatow: bialostockiego, tomzyriskiego, wysokomazowieckiego
i zambrowskiego (Dz. Urz. Woj. Podlaskiego z 2016 r., poz. 3376);

— Rozporzadzenie Wojewody Podlaskiego nr 12/2016 z dnia 29 sierpnia 2016 r. w sprawie zwalczania
afrykanskiego pomoru $§wifi na terenie powiatow: grajewskiego oraz monieckiego (Dz. Urz. Woj. Podlaskiego
z 2016 r., poz. 3385);

— Rozporzadzenie nr 13/2016 Wojewody Podlaskiego z dnia 30 wrzesnia 2016 r. w sprawie zwalczania
afrykanskiego pomoru $wifi na terenie powiatéw: siemiatyckiego i hajnowskiego (Dz. Urz. Woj. Podlaskiego
z 2016 r., poz. 3698);

— Rozporzadzenie nr 1 Powiatowego Lekarza Weterynarii w Bialej Podlaskiej z dnia 16 sierpnia 2016 r. w sprawie
zwalczania afrykariskiego pomoru §win na terenie powiatu bialskiego (Dz. Urz. Woj. Lubelskiego z 2016 r., poz.
3571, z pbézn. zm.);

— Rozporzadzenie nr 2 Powiatowego Lekarza Weterynarii w Bialej Podlaskiej z dnia 19 sierpnia 2016 r. w sprawie
zwalczania afrykanskiego pomoru $§win na terenie powiatu bialskiego (Dz. Urz. Woj. Lubelskiego z 2016 r., poz.
3612);

— Rozporzadzenie nr 1/2016 Powiatowy Lekarza Weterynarii w Losicach z dnia 12 sierpnia 2016 r. w sprawie
zwalczania afrykanskiego pomoru $win na terenie powiatu losickiego (Dz. Urz. Woj. Mazowieckiego z 2016 r.,
poz. 7468);

— Rozporzadzenie nr 2/2016 Powiatowego Lekarza Weterynarii w Losicach z dnia 18 sierpnia 2016 r. w sprawie
zwalczania afrykarniskiego pomoru $win na terenie powiatu losickiego (Dz. Urz. Woj. Mazowieckiego z 2016 r.,
poz. 7615, z pézn. zm.);

— Rozporzadzenie nr 4/2016 Powiatowego Lekarza Weterynarii w Losicach z dnia 12 wrzes$nia 2016 r. w sprawie
zwalczania afrykariskiego pomoru $win na terenie powiatu losickiego (Dz. Urz. Woj. Mazowieckiego z 2016 r.,
poz. 8028).



	DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/647 DER KOMMISSION vom 5. April 2017 mit Sondermaßnahmen zur Stützung des Schweinefleischmarktes in Polen in Bezug auf bestimmte Sauen und sonstige Schweine, die in der Zeit vom 1. August bis zum 30. November 2016 geschlachtet wurden 

